
Informationsblatt der Bundes-AG Betrieb & Gewerkschaft in der Partei DIE LINKE.

Herausgegeben vom BundessprecherInnenrat der AG Betrieb & Gewerkschaft der Partei DIE LINKE.

betrieb&gewerkschaft  Intern Dezember 2009 Seite 1

Ausgabe 4/November 2009/12. Jahrgang                          www.betriebundgewerkschaft.de

Inhalt
St. Karger: Bundeskonferenz S.  1

Beschlüsse
Politische Erklärung S.  3
Aufgaben des SprecherInnenrates S.  6
Selbstverständnis - Diskussion S.  6
Hände weg von unserer Bahn S.  7
Unterstützung der
Kolleginnen bei Schlecker S.  8
Strukturen der AG - Diskussion S.  9

Abschied von Margitta Klug S.  9
Der neue SprecherInnenrat S. 10
Die Parteitags-Delegierten S. 11

Kontakte und Terminplaner S. 12

1.Bundeskonferenz der AG Betrieb&Gewerkschaft
am 31.10./1.11.2009 in Berlin

Nach den üblichen Formalien begann die Kon-
ferenz mit einem politischen Referat von Ul-
rich Maurer, MdB und Mitglied des Parteivor-
stands. Er analysierte die Ergebnisse der Wah-
len 2009 und stellte fest, dass sie weiterhin eine
politische Herausforderung und Ansporn für die
LINKE sowie für die Gewerkschaften sind. Die
schwarz/gelbe Regierung ist nicht der wahre
Wählerwille, sondern Ausdruck der tiefen Re-
signation der Menschen in Deutschland. Die
zukünftige Aufgabe der LINKEN wird sein, die
Menschen aus dem Reservoir der Nichtwähler
zu lösen. Erreichen kann sie dies nur durch kon-
sequente politische Glaubwürdigkeit. Der Bür-
ger hat erkannt, dass wir uns an dieser Stelle
von den etablierten Parteien unterscheiden. Wir
dürfen keine Kompromisse eingehen, nur um
an Posten und Regierungsbeteiligungen zu ge-
langen. Kompromisse sind nur in dem Sinne
vertretbar, dass wir über das Tempo, nicht über
die Richtung des Programms streiten.

Wir stehen vor massiven Einschnitten ins so-
ziale Netz und insbesondere vor der vollständi-
gen Zerstörung des Solidaritätsprinzips der So-
zialversicherungen. DIE LINKE ist die einzige
Partei, die diese sozialen Errungenschaften ver-
teidigt.

Alleine aus dem Parlament heraus kann diese
Aufgabe nicht geleistet werden. Hier setzen das
Recht und auch die Pflicht zum politischen Wi-
derstand an. Wir brauchen den Kontakt zu den
Menschen auf der Strasse und in den Betrieben.
Der außerparlamentarische Protest muss gebün-
delt werden, dazu sind die Gewerkschaften un-
abdingbar.

Ulrich Maurer schloss sein Referat mit einem
Hinweis auf die Landtagswahl in NRW im Mai
2010, die entscheidend für die Mehrheitsver-
hältnisse im Bundesrat ist. Sollte es hier nicht
gelingen Einfluss zu nehmen, hat schwarz/gelb
bis 2012 Zeit und die Mehrheiten, um ihre Pro-
gramme des sozialen Kahlschlages zu manife-
stieren.

Weitere Diskussionsinhalte in Stichworten:

· Die Delegierten waren sich einig, dass die
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnaus-
gleich wieder in die Gewerkschaften und
darüber hinaus in die Gesellschaft getragen
werden muss. Dieses Thema ist kein Selbst-
läufer.

· Zum Thema Mitarbeiterbeteiligungs-
modelle war allgemeiner Konsens, dass hier
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Stephie Karger,
Delegierte aus NRW

noch keine zukunftsweisenden Konzepte
unserer Partei vorliegen.

· Ein weiteres Thema war der ökologische
Umbau der Wirtschaft, der weiter vorange-
trieben werden muss.

· Die Rekommunalisierung der Energieunter-
nehmen, wie im Landtagswahlprogramm
der LINKEN NRW gefordert, wurde einhel-
lig unterstützt und die Distanzierung eini-
ger Mitglieder aus dem Parteivorstand und
der Bundestagsfraktion einstimmig verur-
teilt, weil diese Kritik unseren Grundsätzen
widerspricht und langfristig unserer Glaub-
würdigkeit schaden wird.

· Der Kampf gegen Privatisierung im Bereich
der öffentlichen Daseinsvorsorge, insbeson-
dere auch die Abwehr von PPP Projekten,
ist weiterhin erklärtes Ziel der AG.

· Die Teilnehmer verabschiedeten Resolutio-
nen gegen die Privatisierung der Bahn, die
Trennung von Netz und Schiene und eine
Resolution gegen die Tarifflucht bei Schlek-
ker zum Nachteil der Beschäftigten bei
Schlecker XL

· Einen großen Teil der Konferenz nahmen
die Wahlen zum BundesspecherInnenrat,
zum Bundesausschuss und der Delegierten
zum Bundesparteitag ein. Bei den Ergebnis-
sen spiegelte sich wider, dass die AG

Betrieb&Gewerkschaft inzwischen sehr gut
im Osten wie im Westen im Norden wie im
Süden angekommen und verankert ist.

Abgerundet wurde dieses erfolgreiche Bundes-
treffen mit einen gemeinsamen Abend zu argen-
tinischer Lifemusik in einem gemütlichen Ber-
liner Lokal im Nicolai Viertel. Alle Beteiligten
waren sich einig, dass unsere Bundesweite Ver-
netzung von LINKEN GewerkschafterInnen
eine nicht mehr wegzudenkende Arbeitsge-
meinschaft ist, und in Zukunft vielfältige Auf-
gaben voran bringen wird.
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Politische Erklärung

Bundesarbeitsgemeinschaft Betrieb & Gewerkschaft der Partei DIE LINKE
Beschluss der Bundeskonferenz am 31. Oktober / 1. November 2009 in Berlin

Das Superwahljahr 2009 geht zu Ende. Ein
Wahljahr, aus dem die DIE LINKE gestärkt her-
vorgegangen ist. Die Ergebnisse der Wahlen für
die LINKE, sei es auf der europäischen, der Bun-
des-, der Länder- oder der kommunalen Ebene,
haben gezeigt, dass uns insbesondere Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie Erwerbslo-
se ihr Vertrauen gegeben haben und damit an
die Politik der LINKEN hohe Maßstäbe anle-
gen und große Erwartungen verbinden. Dem
müssen wir uns stellen, parlamentarisch und
insbesondere auch außerparlamentarisch.

Gleichzeitig ist eingetreten, was viele befürch-
teten. Das neoliberale Lager von CDU/CSU und
FDP wird für die nächsten Jahre die Bundesre-
gierung stellen und damit die Politik in
Deutschland bestimmen. Aber damit nicht ge-
nug. Der marktradikale Teil ist als Wahlsieger
aus der Wirtschaftskrise hervorgegangen. Und
das, obwohl das Versagen des Kapitalismus für
alle allgegenwärtig ist und die Rufe nach
Deregulierung, Privatisierung und mehr Markt-
wirtschaft leiser geworden sind. Niemand kann
heute schon konkret sagen, welche Auswirkun-
gen diese neue Machtkonstellation auf die un-
terschiedlichsten Bereiche haben wird.

Aber eines ist gewiss: Nicht nur in Deutschland
wird die Krise Arbeitslosigkeit und Armut in
nicht gekannten Ausmaßen hervorrufen. Und
auch das wird deutlich: Es besteht kein Interes-
se bei den Herrschenden, die wirklichen Ursa-
chen der Krise zu beseitigen. Im Gegenteil, ein
„weiter so“ steht auf der Tagesordnung. Die
neue Bundesregierung wird auch in Zukunft
versuchen Milliardengeschenke an Banken,
Großaktionäre und führende Unternehmen zu
verteilen und diese Lasten der Bevölkerung in
Form von Steuererhöhungen und Finanz- und
Leistungskürzungen im öffentlichen Bereich
aufbürden. Dem müssen wir entgegenwirken.
Der Bundesregierung steht eine Opposition aus
SPD, der LINKEN und Bündnis 90/Die Grü-
nen gegenüber, die kein gemeinsames politi-
sches Lager bilden. Und eine außerparlamen-
tarische Bewegung, darunter die Gewerkschaf-

ten, die vielleicht in der Lage sein wird, kämp-
ferischer gegen einen Sozial- und Demokratie-
abbau aufzutreten. Gleichzeitig schaffen die
Auswirkungen der kapitalistischen Wirtschafts-
krise und die neue Bundesregierung für die Ge-
werkschaften in den Betrieben und in der Ge-
sellschaft eine defensive Ausgangsposition.

Die Mitglieder der Bundesarbeitsgemeinschaft
Betrieb & Gewerkschaft erwarten von der LIN-
KEN, dass sie ihrer Verantwortung, gesell-
schaftliche Alternativen zu entwickeln, gerecht
wird. Diese müssen in einer breiten und offe-
nen Debatte erarbeitet werden. Wir brauchen das
Verständnis von Menschen für die Deutung der
Krise, ihres Ursprungs, ihrer Entwicklung und
ihrer Protagonisten. Wir brauchen eine Diskus-
sion um die Rolle des Staates, der Parteien und
der Medien. DIE LINKE muss sich als mei-
nungsbildende Kraft entwickeln. Der Wider-
spruch zwischen Kapital und Arbeit muss klar
benannt werden.

Dazu müssen wir klare Zielvorstellungen und
Strategien entwickeln und einen gesellschaftli-
chen Dialog organisieren.

Wir sagen auch, ohne Gewerkschaften wird es
keine Veränderungen geben.
Sie sind eine entscheidende Kraft, die bundes-
weit im Interesse der abhängig Beschäftigten
positiv auf das soziale gesellschaftliche Klima
Einfluss nehmen kann. Sie sind die einzigen, die
durch ihre betriebliche Verankerung dies auch
in den Betrieben zur Geltung bringen können.
Notwendiger denn je wird sein, dass die Ge-
werkschaften ihr politisches Mandat wahrneh-
men und sich aktiv in die gesellschaftliche De-
batte und Auseinandersetzung einbringen.
Diesen Prozess wollen wir aktiv mitgestalten,
sowohl als Mitglieder der Partei DIE LINKE
als auch als Mitglieder der Gewerkschaften.

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Betrieb & Ge-
werkschaft versteht sich als Bindeglied zwi-
schen der Partei DIE LINKE und den Gewerk-
schaften. Für uns ist die außerparlamentarische
Arbeit notwendiger denn je. Wir wollen den
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gesellschaftlichen Dialog zwischen den Ge-
werkschaften und anderen sozialen Bewegun-

gen befördern und vor allem in fünf Bereichen
aktiv werden.

1. Der Politische Streik als
ein geeignetes Mittel im Kampf gegen Sozialabbau

Um soziale und demokratische Rechte gegen
das Kapital und ihre politischen Vertreter wirk-
sam vertreten zu können, muss der politische
Streik, neben bewährten gewerkschaftlichen
Kampfformen, mehr und mehr als gewerk-
schaftliches Kampfmittel auch in der Bundes-
republik betrachtet und in der Praxis durchge-

setzt werden.
Die Aufnahme des Kampfmittels politischer
Streik in die Satzung der IG BAU durch den
Gewerkschaftstag der IG BAU ermutigt uns,
auch in anderen Gewerkschaften die Debatte
um den politischen Streik voranzutreiben.

2. Kampf gegen Massenarbeitslosigkeit
durch radikale Arbeitszeitverkürzung

Die Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnaus-
gleich ist die wirksamste Form Frauen und
Männern die gleichberechtigt Verteilung von
Kindererziehung, Pflege, Haushalt und
Erwerbsarbeit zu ermöglichen. Millionen Men-
schen in diesem Land erleben Arbeitszeitver-
kürzung in negativer Form als Kurzarbeit oder
in Form von Entlassungen. Wir sind dafür, dass
von Seiten der Gewerkschaften und der politi-
schen Linken aktive arbeitszeitpolitische Initia-
tiven ausgehen. Die Arbeitszeitkonferenz der
ver.di-Linken NRW vom 11. Oktober 2009 und
die Signale aus der IG Metall, auch in Ost-
deutschland wieder das Thema Arbeitszeitver-
kürzung in die tarifliche Debatte einzubeziehen,

zeigen, dass wir damit nicht alleine stehen.

Wir unterstützen alle Initiativen, die die Forde-
rung nach Arbeitszeitverkürzung bei vollem
Lohnausgleich in den Gewerkschaften wieder
zum Thema und mehrheitsfähig machen. Wir
unterstützen alle Initiativen, die eine Begren-
zung der Höchstarbeitszeit pro 40 Stunden im
Arbeitszeitgesetz zum Ziel haben. Wir prüfen,
gemeinsam mit der Bundestagsfraktion eine
entsprechende Kampagne durchzuführen. Die
Angleichung der Löhne und Gehälter in Ost und
West, einschließlich der gleichen Arbeitszeit, ist
längst überfällig. Wir streiten für den Erhalt der
sozialen Sicherungssysteme und unterstützen
alle Initiativen gegen die Rente erst ab 67.

3. Kampf gegen Armut und den Niedriglohnsektor
durch die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes

Wir unterstützen weiter aktiv alle gewerkschaft-
lichen und politischen Aktivitäten zur Einfüh-
rung eines bundesweiten gesetzlichen Mindest-
lohns. Entsprechend dem Wahlprogramm zur
Bundestagswahl treten wir für einen Mindest-
lohn von 10 Euro ein.
Wir unterstützen alle Aktivitäten zur Abschaf-

fung von Hartz IV, der 1 € Jobs, der Mini- und
Midijobs, befristeter Beschäftigungen und zur
massiven Einschränkung der Leiharbeit. Wir
unterstützen die Aktivitäten im europäischen
Jahr gegen Armut und soziale Ausgrenzung,
auch gemeinsam mit der Initiative Euromarsch.

4. Verstärkung der betrieblichen Mitbestimmung und Schutz der
Flächentarifverträge

Ohne starke betriebliche Mitbestimmung ist der
Abbau von Arbeitnehmerinnen- und Arbeitneh-
merinteressen nicht aufzuhalten. Deshalb wer-
den wir uns weiterhin für die Stärkung der Be-
triebs- und Personalräte und MitarbeiterIn-

nenvertretungen einsetzen.

Wir treten ein für die Demokratisierung der
Wirtschaft und die Stärkung der Rechte der Ge-
werkschaften. Konkret bedeutet das für uns:
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Keine Verschlechterung beim Kündigungs-
schutz in Kleinbetrieben bzw. Ausweitung des
Kündigungsschutzes, durch Wegfall der
Beschäftigtengrenze. Wir bleiben dabei:
Flächentarifverträge sind eine unverzichtbare
Grundlage für die Stärkung der Gewerkschaft
im Kampf zur Sicherung der Rechte von Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer. Dabei geht es
uns nicht nur um die politische Arbeit aus dem
Blickwinkel der konkreten betrieblichen Bedin-
gungen. Stärker denn je müssen wir die einzel-
betrieblichen Konkurrenzbedingungen durch
die neoliberale Politik thematisieren.

Die Aufgaben für die nächsten Jahre:
Die Bundesarbeitsgemeinschaft ist mit rund
1500 Mitgliedern der zahlenmäßig stärkste
Zusammenschluss der Partei DIE LINKE. In
allen Bundesländern wurden in den letzten Jah-
ren Landesarbeitsgemeinschaften aufgebaut,
die auf der Basis der Satzungen der Landespar-
teien als Landesarbeitsgemeinschaften aner-
kannt sind.

Mitglieder der Bundesarbeitsgemeinschaft sind
im Parteivorstand und in zahlreichen Landes-

1. Mehr Mitglieder für DIE LINKE und die AG Betrieb & Gewerkschaft

Mit der Neugründung unserer Partei DIE LIN-
KE haben wir in unserer Partei viele Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter für unsere
gemeinsame Arbeit gewinnen können.
Unsere Arbeit hat sich gelohnt. Deutlich mehr
aktive Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf-
ter als in der LINKEN und/oder in der AG Be-
trieb & Gewerkschaft organisiert sind, haben
DIE LINKE gewählt oder sogar zu ihrer Wahl
aufgerufen.
Das eröffnet neue Möglichkeiten für uns. Als
AG Betrieb & Gewerkschaft wollen wir aktiv
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter für
die Mitgliedschaft in der Partei DIE LINKE und

2. Konkrete Maßnahmen vereinbaren

Die sozialen und politischen Herausforderun-
gen, die interne programmatische Debatte als
auch die Landstagswahlen in NRW 2010 stel-
len uns vor große Aufgaben.
Daher wird der neue BundessprecherInnenrat

in der AG Betrieb & Gewerkschaft gewinnen.

Gemeinsam werden wir Maßnahmen beraten
und entwickeln, die uns helfen auf Bundesebe-
ne wie auch in den Landes AGen die Mitglieder-
gewinnung in organisierter Form zu betreiben.
Auch die Bildung von regionalen und lokalen
AGen Betrieb&Gewerkschaft sowie die Grün-
dungen von Betriebsgruppen der Partei DIE
LINKE können zur Stärkung der AG
Betrieb&Gewerkschaft führen. Selbstverständ-
lich setzen wir uns im Rahmen der Partei DIE
LINKE auch dafür ein, dass mehr Parteimitglie-
der auch Mitglieder der Gewerkschaft werden.

beauftragt, noch bis Ende 2009 einen Plan vor-
zulegen, mit welchen Bundestreffen, Konferen-
zen, Aktionen und Kampagnen wir im Jahre
2010 diese Aufgaben vorbereiten und umsetzen
werden.

vorständen vertreten. Um uns aktiv in die poli-
tische Arbeit – sowohl in den Gewerkschaften
als auch in der Partei – einzubringen und damit
unseren Einfluss zu erhöhen, werden wir wei-
tere Mitglieder für unsere Arbeit werben. Mit
der Bildung der Partei DIE LINKE sind
gewerkschaftspolitische Themen, die Stärkung
der Rechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern leichter in die Debatte der Partei ein-
zubringen.

n Novellierung des Betriebsverfassungsgesetz und des Personalvertretungsgesetzes,
n Ausbau der vorhandenen Unternehmensbestimmung in Aufsichtsräten von Unternehmen ab

20 Beschäftigten,
n Ausweitung der Mitbestimmung auf wirtschaftliche und unternehmerische Entscheidungen,
n Einrichtung von überbetrieblicher Mitbestimmung und
n keine Verschlechterungen bei BR-Wahlen in Kleinbetrieben unter 20 Beschäftigten.

5. Sicherheit von Arbeitsplätzen
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Bundesarbeitsgemeinschaft Betrieb & Gewerkschaft der Partei DIE LINKE
Weitere Beschlüsse der Bundeskonferenz am 31. Oktober / 1. November 2009 in Berlin

Aufgaben des BundessprecherInnenrats
Der BundesprecherInnenrat übernimmt als oberstes Organ der AG Betrieb & Gewerkschaft fol-
gende Aufgaben:

1. Unterstützung der Landesarbeitsgemeinschaften Betrieb & Gewerkschaft der Partei DIE LIN-
KE bei der Verankerung gewerkschaftlicher Positionen innerhalb der Partei.

2. Bereitstellung und Koordinierung von Bildungs- und Qualifizierungseinheiten in modularer
Form einschließlich der Etablierung eines Referentenpools für Bildungs- und Qualifizierungs-
veranstaltungen.

3. Unterstützung bei der Herstellung und Pflege von Kontakten zwischen gewerkschaftlichen
und parteilichen Gremien auf Bundesebene.

4. Die b&g-intern soll als online-Publikation ausgebaut werden. Der Verteilerschlüssel der Zei-
tung betrieb & gewerkschaft soll kontinuierlich ausgebaut werden, so dass gewährleistet ist,
dass alle Interessierten regelmäßig dieses Organ erhalten.

5. Die Zusammenarbeit mit dem Parteivorstand, der Bundestagsfraktion und der Delegation
DIE LINKE im Europaparlament soll auf allen Ebenen so koordiniert werden, dass für unsere
Mitglieder und unsere Kolleginnen und Kollegen erkennbar wird, dass wir „Politik aus einem
Guss“ machen.

6. Den AG-Mitgliedern ist zeitnah über die Treffen bzw. über die Aktivitäten des
BundessprecherInnenrats zu berichten.

Diskussionsprozess über
Strukturen der AG Betrieb & Gewerkschaft einleiten
1.Der BundessprecherInnenrat wird beauftragt, innerhalb des Zeitraumes eines Jahres (bis späte-

stens 1. November 2010) eine Bundesdelegiertenkonferenz der AG Betrieb & Gewerkschaft
vorzubereiten und einzuladen.

2.Eine der Aufgaben dieser Bundeskonferenz ist u.a. die Debatte und eventuell Beschlussfassung
über das Delegiertenprinzip bei Bundeskonferenzen der AG B&G.

3.Der BundessprecherInnenrat wird beauftragt, diese Debatten im Vorfeld anzuregen, Positionen
zu erarbeiten und mit den LandessprecherInnenräten der AG B&G zu diskutieren. Dazu kön-
nen beispielsweise Bundestreffen einberufen werden, die Vorschläge und Empfehlungen dis-
kutieren und erarbeiten. Einen bindenden Beschluss kann allerdings nur die Bundesdelegierten-
konferenz fassen.

4.Die Konferenz wird in Form einer Delegiertenkonferenz durchgeführt.
Delegiertenschlüssel:
- Als Grundmandat bekommt jede Landes AG mit bis zu 50 Mitgliedern 2 Delegiertenmandate.
- Landes AGen mit mehr als 50 Mitgliedern erhalten pro angefangene 25 Mitglieder je ein

weiteres Delegiertenmandat.
- Die Anzahl an Delegiertenmandaten der Landes AGen beträgt höchstens 10 Mandate.
- Es gilt die Mindestquotierung.
- Stichtag für die Anzahl der Delegiertenmandate ist der Stand vom 31.12.2009.

5.Der Termin der nächsten Bundeskonferenz muss mindestens sechs Monate vorher bekannt ge-
macht werden, um ausreichend Zeit für die Wahl der Delegierten zu haben.

6.Die Delegiertenwahlen in den Landes AGen müssen 4 Wochen vor dem Stattfinden der Bundes-
delegiertenkonferenz abgeschlossen sein.
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Bundesarbeitsgemeinschaft Betrieb & Gewerkschaft der Partei DIE LINKE 
Resolution der Bundeskonferenz am 31. Oktober / 1. November 2009 in Berlin 
 
 

Hände weg von unserer Bahn! 

Keine Filetierung und Privatisierung der Deutschen Bahn AG! 

Die AG B&G setzt sich mit aller Kraft gegen jede Form von Privatisierung und Zerschlagung der 
Deutschen Bahn AG ein. Wir fordern die Partei DIE LINKE. auf, sich hierzu gemeinsam mit 
EisenbahnerInnen, Gewerkschaften und PrivatisierungsgegnerInnen im Bündnis "Bahn für Alle" auf 
allen Ebenen zu positionieren und im Widerstand gegen den drohenden Ausverkauf der Bahn für die 
folgenden Forderungen und Ziele zu engagieren: 

·  Kein Börsengang der eigens für den Börsengang geschaffenen Bahntochter DB Mobility & 
Logistics AG (DB ML AG)! 

·  Kein separater Teilverkauf von Transport- und Servicegesellschaften unter dem Dach der DB ML 
AG oder der DB AG! 

·  Kein Aktientausch zwischen der DB AG und anderen Eisenbahngesellschaften, insbesondere der 
russischen RZD! 

·  Auflösung der DB ML AG und volle Wiedereingliederung in den Konzern DB AG! 

·  Der Bund muss 100-prozentiger Eigentümer der DB AG bleiben und als solcher seinen Einfluss auf 
die DB AG zur Gewährleistung einer vom Parlament festgelegten Bahnpolitik zum Wohl der 
Allgemeinheit (GG Art. 87e Abs.4) uneingeschränkt durchsetzen. 

·  Alle Umstrukturierungen im Konzern Deutsche Bahn mit dem Ziel der Börsenfähigkeit müssen 
gestoppt und rückgängig gemacht werden! 

·  Kein Kahlschlag bei der Güterbahn DB Schenker Rail! Kein Stellenabbau als Folge von 
Auftragseinbrüchen! Die vorhandenen Lokführer, Rangierer, Wagenmeister und Handwerker 
müssen für eine Modernisierung des Rollmaterials und die (Wieder-)Herstellung einer modernen, 
integrierten und möglichst flächendeckenden Schienengüterbahn im Interesse von Mensch, 
Umwelt und Wirtschaft eingesetzt werden! 

·  Schluss mit Ausschreibungsunsinn und Scheinwettbewerb im Öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV)! Für einen Schienenpersonennahverkehr (SPNV) in öffentlicher Hand aus einem Guss und 
nach einheitlichen Qualitätskriterien! Der ÖPNV darf nicht zum Tummelplatz privater Konzerne 
werden! Einheitliche Tarif- und Sozialbedingungen bei allen Bahnen! Für einen Flächentarifvertrag 
Schiene! 

·  Kein Ausverkauf von Landesbahnen an private Konzerne! 

·  Anstelle eines zunehmenden europaweiten Verdrängungswettbewerbs zwischen den 
Eisenbahngesellschaften und anstelle eines weiteren Ausbaus der DB AG zum "Global Player" der 
Logistikbranche brauchen wir bessere und intensivere grenzüberschreitende Personen- und 
Güterverkehrsangebote in enger Kooperation mit anderen Eisenbahngesellschaften. 

·  Wer die Klimakatastrophe abwenden und die Eisenbahn als Rückgrat eines sicheren, 
umweltfreundlichen, bezahlbaren und sozialen Verkehrsangebots erhalten und ausbauen will, der 
darf keine Aktie und keinen Betriebsteil aus der Hand geben. 
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Bundesarbeitsgemeinschaft Betrieb & Gewerkschaft der Partei DIE LINKE 
Resolution der Bundeskonferenz am 31. Oktober / 1. November 2009 in Berlin 
 
 

Resolution zur Unterstützung der Kolleginnen bei Schlecker 

Die Bundeskonferenz der AG Betrieb & Gewerkschaft unterstützt den Kampf der Kolleginnen bei 
Schlecker und ihrer Gewerkschaft ver.di um den Erhalt der Tarifverträge des Einzelhandels,  die 
Betriebsratsstrukturen und den Kampf gegen den Arbeitsplatzabbau bei Schlecker im Rahmen der 
Tarifauseinandersetzung um einen Beschäftigungssicherungs- und Sozialtarifvertrages.  

Die Bundeskonferenz verurteilt das Vorgehen der Firma Schlecker, durch die Neugründung der Firma 
XL- Schlecker und ihrer Einrichtung von XL- Märkten, die Anwendung des § 613a BGB zu umgehen 
und Tarifflucht und Arbeitsplatzabbau im großen Stil von bis zu 10.000 Arbeitnehmerinnen zu 
betreiben. 

Die erkämpften Rechte der Beschäftigen bei Schlecker müssen auch für die Beschäftigten bei den XL- 
Märkte durch die Anerkennung der Tarifverträge des Einzelhandels sowie die Sicherung der Rechte 
von Betriebsräten ausgedehnt  werden. 

Wer Löhne von 6,81 € die Stunde bezahlt, so wie bei den Beschäftigten der XL- Märkte, der organisiert  
seinen zusätzlichen Profit auf dem Rücken der Beschäftigten. 

Die AG Betrieb & Gewerkschaft steht an der Seite der Kolleginnen von Schlecker in ihrem Kampf 
gegen Tarifflucht, Arbeitsplatzabbau und der Beseitigung der Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte 
und fordert die Partei DIE LINKE in all ihren Gliederungen, einschließlich aller Fraktionen in den 
Parlamenten, auf, diesen Kampf der Schlecker-Frauen zu unterstützen. 

Die Bundeskonferenz fordert die Bundestagsfraktion auf, eine Parlamentarische Initiative gegen die 
Umgehung der Schutzrechte des § 613a zu entwickeln. 

Die Bildung von Solidaritätskomitees  gegen Tarifflucht und Arbeitsplatzabbau in den Städten und 
Gemeinden, in Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften, Parteien, sozialen Initiativen und Kirchen, ist 
eine wesentliche Form,  die Kolleginnen und Kollegen in diesem Kampf zu unterstützen, in die sich DIE 
LINKE einbringt. 
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Die AG eignet sich das Selbstverständnispapier der Landes-AG Baden Württemberg an. Aneig-
nen heißt, dass das Papier nach einer breiten Diskussion in der Mitgliedschaft möglicherweise
als Selbstverständnispapier der AG angenommen wird.

(Der Text wurde bereits in der b&g-Intern Ausgabe 3/2009, Seite 10 veröffentlicht. )

Selbstverständnis

Gewerkschaften – wichtiger Bezugspunkt für DIE LINKE

Margitta war ein Gründungsmitglied der AG
B&G und der LISA. Unverwechselbar hat
sie Offenheit und Transparenz eingefordert,
politische Ränkespiele waren Ihr verhasst.
Daraus resultierte ihre Meinung,
„GenossInnen in gewählten Funktionen
muss man kontrollieren“, „öffentliche Kon-
trolle der Beschlussumsetzung“ wurde
Margittas Markenzeichen. Es waren die An-
fangsjahre der PDS die sie geprägt haben,
die Basisdemokratie in der neuen Partei, die
vielen Frauen in der neuen sozialistischen
Bewegung, die mit ihren Kindern ganz
selbstverständlich zu Konferenzen und Par-
teitagen kamen. Diese Zeit des Aufbruchs,
des unkomplizierten Umgangs miteinander,
hätte sie gern für immer erhalten. Sie konn-
te die Veränderungen in der Partei nicht
wirklich akzeptieren. Margitta war immer
eine politische „Herzfrau“. Dass eine Partei
durch das Leben verändert wird, blieb ihr
fremd. Der Sinn der Partei ist das Leben zu
verändern, dafür war sie Mitglied geworden.
Margitta konnte kämpfen, war sie von einer
Sache überzeugt. Gleichstellung, natürlich
vor allem für Frauen, war ihr wichtig. Wie
auch eine solidarische Gesellschaft, in der
die Lohnabhängigen Mitsprache und
Entscheidungskraft besitzen. Für diese
Grundsätze stritt sie, vor allem in der Partei

und nicht selten auf der Straße. Sie war sich
für keine Form der politische Arbeit zu scha-
de. Margitta war gesellig. Oft haben wir bis
in die Nacht auf Bundestreffen gesessen.
Wer Hilfe brauchte, sie um Auskunft bat,
musste nie befürchten, dass sie es vergaß.
Nein, Margitta war zuverlässig und ehrlich.
Sie bezog stets und für jeden Partei, der es
ehrlich mit unserer Politik meinte. Dann
konnte Ihr Vertrauen grenzenlos sein.
Margitta wird von uns nichts anderes erwar-
ten, als weiter zu kämpfen. Tun wir es, im
Andenken an Sie!

Abschied von Margitta Klug
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Personelles
Auch zu personellen Dingen hat die Bundeskonferenz Entscheidungen getroffen. In den
BundessprecherInnenrat gewählt wurden:

                Gerald Kemski, Mike Lätzsch, Michael Schlecht, Holger Vermeer,

Barbara Borchardt,
Mecklenburg-
Vorpommern

Heidi Kloor
Berlin

Ursula Weisser-Roelle
Niedersachsen

Sabine Wils
Hamburg

Gerald Kemski
Hamburg

Mike Lätzsch
Sachsen

Michael Schlecht
Baden-

Württemberg

Holger Vermeer
Nordrhein-
Westfalen
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Die acht direkten Delegierten unserer AG betrieb&gewerkschaft für den nächsten Parteitag
sind:

Barbara Borchardt,
Mecklenburg-
Vorpommern

Heidi Kloor
Berlin

Sabine Wils
Hamburg

Ulrike Zerhau
Nordrhein-
Westfalen

Gerald Kemski
Hamburg

Jochen Dürr
Baden-

Württemberg

Thomas Netzer
Sachsen

Michael Schlecht
Baden-

Württemberg

 Wir gratulieren den Genossinnen und Genossen zur Wahl.

Gleichzeitig bedanken wir uns bei Susanne Danowski, Hasso Ehinger und Marko Röhrig für ihre
Arbeit im BundessprecherInnenrat.
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Impressum

Termine

09.01.2010 Berlin,
Urania Haus
Internationale
Rosa-Luxemburg-Konferenz

10.01.2010, 10 Uhr Berlin
Liebknecht-Luxemburg-Demo

17.04.2010 Bochum
Gewerkschaftskonferenz
Thema: Automobilindustrie

18.04.2010 Bochum
Bundestreffen der AG b&G

09.05.2010
Nordrhein-Westfalen
Landtagswahl

15./16.05.2010 Rostock
Bundesparteitag

18.-20.06.2010 Lage-Hörste
Bundestreffen
Thema: Programmdebatte

??.09.2010 ???
Mritime Konferenz

17./18.10.2010 Berlin
Bundeskonferenz
der AG B&G

„betrieb&gewerkschaft In-
tern“ wird an alle Aktive der
AG verschickt. Namentlich
gekennzeichnete Artikel geben
nicht unbedingt die Meinung
der Redaktion wieder.

Parteivorstand
DIE LINKE
AG Betrieb & Gewerkschaft
Kl. Alexanderstr. 28
10178 Berlin

Tel. 030/2 4 009 673
Fax 030/ 24 009 480
E-Mail: ag.bg@die-linke.de

Redaktionsschluss:

06.12.2009

Verantwortlich:
BundessprecherInnenrat
DIE LINKE
AG Betrieb & Gewerkschaft

Kontakte
BundessprecherInnenrat:
Barbara Borchardt info@barbara.borchardt.de
Gerald Kemski gerald.kemski@t-online.de
Heidi Kloor heidi.kloor@googlemail.com
Mike Lätzsch Confliktcontor@aol.com
Michael Schlecht michael.schlecht@die-linke.de
Holger Vermeer holger.vermeer@betriebundgewerkschaft-nrw.de
Ursula Weisser-Roelle ursula.weisser-roelle@lt.niedersachssen.de
Sabine Wils Sabine.Wils@hamburg.de

Gewerkschaftspolitische SprecherInnen der Partei DIE LINKE
Heidi Scharf heidi.scharf@die-linke.de
Michael Schlecht michael.schlecht@die-linke.de

Gewerkschaftspolititscher Sprecher der Bundestagsfraktion DIE LINKE
Werner Dreibus werner.dreibus@bundestag.de

Bundesgeschäftsstelle DIE LINKE
Ansprechpartnerin für die AG Betrieb und Gewerkschaft
Jutta Nitsche jutta.nitsche@die-linke.de

Landes-AGen

Baden-Württemberg
Stefan Dreher mail@stefandreher.de
Hasso Ehninger ehinger.hasso@web.de

Bayern betriebundgewerkschaft@die-linke-bayern.de

Berlin ag.bug@die-linke-berlin.de

Brandenburg
Günther Waschkun guenther.waschkun@gmx.de

Bremen
Ingo Tebje itebje@uni-bremen.de
Christian Wechselbaumchristian.wechselbaum@web.de

Hamburg ag-bg@die-linke-hh.de

Hessen
Franz Uphoff franz.uphoff@web.de
Walter Huebenbeckerwalter.huebenbecker@t-online.de

Mecklenburg-Vorpommern
Jörg Böhm j.boehm@gmx.de

Niedersachsen
Manfred Kays manfredkays@googlemail.com

Nordrhein-Westfalen info@betriebundgewerkschaft-nrw.de

Rheinland-Pfalz
Martin Klein roterwanja@aol.com

Saarland
Gabriele Ungers gabriele-ungers@web.de

Sachsen
Lars Stöckner lars.stoeckner@arcor.de
Karl Friedrich Zais wkb.zais@linksmail.de

Sachsen-Anhalt
Edeltraud Rogée edeltraud.rogee@t-online.de e

Schleswig-Holstein lag-bg@linke-sh.de
Thüringen
Sandro Witt SandroWitt@gmx.net

www.betriebundgewerkschaft.de


